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Senatsverwaltung für  
Integration, Arbeit und Soziales 

  

 
 
 

 

 Frau Abgeordnete  Dr. Susanna Kahlefeld (Bündnis 90/Die Grünen) 
 
über 
 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen -  
 

 

 

A n t w o r t  
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/27096 
vom 17. März 2021 
über 
Diskriminierung von EU-Bürger*innen im Job-Center? 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 

Die Schriftliche Anfrage betrifft zum Teil Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener 
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte 
Antwort bemüht und hat daher die zuständige Regionaldirektion Berlin-Brandenburg 
(RDBB) der Bundesagentur für Arbeit (BA) um Stellungnahme gebeten, die bei der 
nachfolgenden Beantwortung berücksichtigt ist.  
 

 
1. Wo ist die Arbeitshilfe der Bundesanstalt für Arbeit mit dem Titel „Bekämpfung von bandenmäßigem 
Leistungsmissbrauch im spezifischen Zusammenhang mit EU-Freizügigkeit“ einzusehen? 

 

Zu 1.: Bei der benannten Arbeitshilfe handelt es sich um ein internes Arbeitsmittel für die 
Beschäftigten der Jobcenter, das nicht öffentlich einsehbar ist. 
 
2. Gibt es nach Einschätzung des Senates einen Zusammenhang zwischen der genannten Arbeitshilfe und 
den Ergebnissen der Umfrage des Paritätischen Wohlfahrtsverbands/Gesamtverband nach der 
diskriminierenden Behandlung von EU-Bürger*innen in Job-Centern gängige Praxis sind? 
 

Zu 2.: Die Beauftragte des Senats für Integration und Migration hat die Arbeitshilfe kritisch 
geprüft und ihre kritischen Anmerkungen mit Blick auf die Vermeidung möglicher 
Diskriminierungsrisiken an die verantwortlichen Stellen gesandt. 
 
 
3. Wird die Arbeitshilfe in Berlin eingesetzt und ist sie auf ihre Vereinbarkeit mit dem Berliner 
Landesantidiskriminierungsgesetz geprüft worden? Wenn nein, warum nicht? 
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Zu 3.: Die Arbeitshilfe ist ein bundesweit geltendes Arbeitsmittel und kommt demnach 
auch in den Berliner Jobcentern zum Einsatz. Eine Prüfung der Vereinbarkeit mit dem 
Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) wurde nicht durchgeführt, da das 
LADG keine direkte Anwendung auf gemeinsame Einrichtungen von Bund und Ländern 
(Berliner Jobcenter) entfaltet.   
 
 
4. Welche Angaben werden im Rahmen der „Aufforderung zur Mithilfe“ von Antragstellerinnen und 
Leistungsbezieherinnen mit EU-Staatsangehörigkeit verlangt? Werden sie von allen EU-
Staatsangehörigen verlangt oder nur von Menschen mit bestimmten Staatsangehörigkeiten? Wenn nein: 
welche Staatsangehörigkeiten sind betroffen? Welche Angaben müssen Deutsche Staatsangehörige im 
Rahmen der „Aufforderung zur Mithilfe“ machen? Woraus erklärt sich der Unterschied? 

 
Zu 4.: Der Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung beruht auf § 7 Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II). Mit dem Antrag auf Leistungen der Grundsicherung werden 
diese Anspruchsvoraussetzungen von jeder Antragstellerin bzw. von jedem Antragsteller, 
unabhängig von der Staatsangehörigkeit, abgefragt. In den gemeinsamen Einrichtungen 
wird gemäß den rechtlichen Regelungen das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen 
in jedem Antrag geprüft. Ergeben sich danach Fragen, weil Angaben unvollständig oder 
nicht plausibel vorgenommen wurden, wird im Rahmen der Aufforderung zur Mitwirkung 
um Plausibilisierung bzw. den Anspruch begründende Unterlagen gebeten. Die 
gemeinsamen Einrichtungen sind im Rahmen des Amtsermittlungsgrundsatzes gem.  
§ 20 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) dazu verpflichtet, Sachverhalte von Amts 
wegen zu ermitteln. 
 
 
5. Laut Anfrage 18/2487 (15.9.2020) werden Antragstellungen und somit auch abgelehnte Anträge auf SGB 
II von der Bundesanstalt nicht erfasst. Erfasst würden nur „Zugänge“: Wie also kommt die Zahl der 
angeblich 500 Fälle von „bandenmäßigem Leistungsmissbrauch“ im Jahr 2020 zustande, von der das Job-
Center in der RBB24/Panorama-Recherche vom 12.3.2021 spricht? Auf Grundlage welcher Erfassung 
werden diese Betrugsfälle EU-Bürger*innen zugeordnet? 

 
6. Wie viele Rückforderungen gab es 2020 und sind diese EU-Bürger*innen zuzuordnen? 

 
Zu 5. und 6.: Die Zahl der Antragstellungen und der abgelehnten Anträge werden von der 
BA nicht erfasst. 2020 wurden insgesamt 499 Fälle von bandenmäßigem 
Leistungsmissbrauch identifiziert. Die Zahl von 499 ergibt sich aus festgestellten 
Missbrauchsfällen, beruhend auf der Arbeitshilfe „Bekämpfung von bandenmäßigem 
Leistungsmissbrauch in Zusammenhang mit EU-Freizügigkeit“. Die hierdurch 
entstandene Überzahlung wird von der BA mit 19,8 Mio. Euro beziffert. Es wird auf eine 
ähnliche Anfrage auf Bundesebene BT-Drs. 19/26865 (siehe Anlage 1) verwiesen. 
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7. Wer hat die 17 Beschwerden gegen diskriminierendes Verhalten des Job-Centers geprüft, von denen 
die Bundesanstalt in dem angegebenen Bericht von RBB24 berichtet? 

 
Zu 7.: Beschwerden über Diskriminierung in den Jobcentern werden entweder direkt vor 
Ort oder über das Kundenreaktionsmanagement der BA vorgebracht und geklärt. 
 
 

 

Berlin, den 06. April 2021 

 

In Vertretung 

Alexander  F i s c h e r 
 
 
 
_____________________________ 

Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales 

  

 



Anlage 1 zu S-18/27096
























